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Die Schulpflicht im geltenden Schulrecht. 
Von Rudolf Söhring. 


Die folgenden Ausführungen wollen nicht die grundſätz⸗ 
liche Seite der Forderung nach Erweiterung der Volksſchul⸗— 
pflicht klären und das Für und Wider der kulturellen, ſozialen 
und wirtſchaftlichen Beweggründe für eine Reform der Schul- 
pflicht abwägen, ſondern einen Ueberblick über die gegenwärtig 
geltenden Schulrechtsgrundlagen in der Reichs- und Länder⸗ 
geſetzgebung vermitteln. Es ſei in dieſem Fuſammenhange auf 
zwei wertvolle Deröffentlichungen hingewieſen, welche die 
Schulpflicht nach der rechtlichen Seite hin beleuchten. 
Miniſterialrat Dr. Ernſt Löffler gab in dem kürzlich er⸗ 
ſchienenen Sammelbericht „Das neunte Schuljahr. Gutachten 
über eine Erweiterung der Volksſchulpflicht“ Schriften der 
Geſellſchaft für Soziale Reform, Jena 1929, eine Abhandlung 
über „die Schulpflicht in Deutſchland“ heraus, und Staats- 
ſekretär Hermann von Seefeldt veröffentlichte im Handbuch 
für das Berufs- und Fachſchulweſen, berausgegeben von 
Minifterialdireftor Kühne, 2 Auflage, Leipzig 1929, eine 
Arbeit über „die geſetzliche Regelung und Verwaltung des 


Berufsſchulweſens in Deutſchland.“ 


1. Allgemeines zur Schulpflicht und zum 
Schulzwang. 


Die Schulpflicht iſt eine wichtige Grundlage des öffent⸗ 
lichen Schulweſens; ſie verpflichtet Kinder und Jugendliche 
zum Beſuch von öffentlichen Volks- und Berufsſchulen oder 
ſonſtigen unterrichtlichen Deranftaltungen. Nach dem gelten⸗ 
den Recht find Kinder ſolche, die das 14. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, und Jugendliche ſolche, die das 14. Lebens⸗ 
jahr bereits überſchritten, aber das 18. Lebensjahr noch nicht 
beendet haben. Für die Erfüllung der Schulpflicht haben im 
allgemeinen die Erziehungsberechtigten, auch die Lehr⸗ und 
Dienſtherren der Jugendlichen zu ſorgen. Werden die Beſtim⸗ 
mungen über den Schulbeſuch nicht eingehalten, kann der Staat 
die Erziehungsberechtigten durch Swangsmaßnahmen zur 
Durchführung der Schulpflicht zwingen. Bei hartnäckigem 
Fernbleiben können die zum Schulbeſuch verpflichteten Kinder 
und Jugendlichen durch ſtaatliche Behörden zwangsweiſe der 
Schule vorgeführt werden. 


Die Schulpflicht, wie ſie ſich während der Entwicklung 
des deutſchen Volks⸗ und Berufsſchulweſens in Deutſchland 
ausgebildet hat, iſt in vollem Umfange dem geiſtesgeſchichtlichen 
Ablauf der Neuzeit unterworfen und weiſt entſcheidende innere 
Wandlungen auf. Es wird nicht unſere Aufgabe ſein, die Ge⸗ 
ſchichte der Schulpflicht vom Ausgang des Mittelalters bis zur 
jüngften Gegenwart in ihren charakteriſtiſchen Zügen darzu⸗ 
ſtellen. Nur iſt der geiſtesgeſchichtliche Hintergrund für die 
Weſenserfaſſung der gegenwärtigen Schulpflicht notwendig. In 
der Zeit ver Reformation und ſpäter ift die Forderung der all» 
gemeinen Schulpflicht, die lediglich für die Volksſchule gedacht 
war, aus kirchlichen Gründen erhoben worden. Im 18. Jahr⸗ 
hundert trat das Staatsintereſſe hinzu. So heißt es im 
Preußiſchen General⸗Land⸗Schul⸗Reglement vom 12. Auguſt 
1765: „Denn ſo angelegentlich Wir nach wiederhergeſtellter 


Ruhe und allgemeinem Frieden das wahre Wohljeyn Unſerer 
Länder in allen Ständen Uns zum Augenmerk machen: ſo 
nötbig und beilſam erachten wir es auch zu ſeyn, den guten 
Grund dazu durch eine vernünftige ſowohl als chriſtliche Unter⸗ 
weiſung der Jugend zur wahren Gottesfurcht und andern 
nützlichen Dingen in den Schulen legen zu laſſen .., und 
alles in's künftige darnach einzurichten, damit der ſo höchſt 
ſchädlichen und dem Chriſtentum unanſtändigen Unwiſſenheit 
vorgebeuget und abgeholfen werden, um auf die folgende Zeit 
in den Schulen geſchicktere und bequemere Untertanen bilden 
und erziehen zu können.“ Zu Beginn des 19. Jahrhunderts 
wandelt ſich die bisher nur geforderte Schulbeſuchspflicht für 
die Unwiſſenden unter dem Einfluß der Aufklärung und der 
franzöſiſchen Revolution zur Unterrichts⸗ und Bildungspflicht, 
die ihre rechtliche Feſtlegung im Allgemeinen Landrecht (1794) 
erfuhr. „Jeder Einwohner, welcher den nötigen Unterricht 
für ſeine Kinder in ſeinem Hauſe nicht beſorgen kann oder will, 
iſt ſchuldig, dieſelben nach zurückgelegtem 5. Lebensjahr zur 
Schule zu ſchicken. Der Schulunterricht muß ſolange fort⸗ 
geſetzt werden, bis ein Kind nach dem Befund ſeines Seel⸗ 
ſorgers die einem jeden vernünftigen Menſchen notwendigen 
Kenntniſſe gefaßt hat.“ Mit der immer ſtärker in Erſcheinung 
tretenden Derweltlichung des Staates und den Veränderungen 
im Wirtſchaftsleben treten neben die religiöſen und ſtaats⸗ 
autoritativen Momente die Gedanken einer weltlichen und 
nützlichen Schulbildung. Die Möglichkeit, daß jeder Ein⸗ 
wohner den nötigen Unterricht für ſeine Kinder in ſeinem 
Bauſe beſorgen kann, wird durch die Entwicklung immer mehr 
eingeengt; an Stelle des Unterrichts durch die Eltern tritt der 
Unterricht durch Hauslehrer oder in Privatſchulen. Im Laufe 
des 19. Jahrhunderts wird aus der Unterrichts⸗ und Bildungs⸗ 
pflicht die Schulbeſuchspflicht, die in öffentlichen und privaten 
Schulen erfüllt wird. Ein Zwang zum Beſuch einer beſtimmten 
Schulanſtalt wird nicht ausgeſprochen, doch bleibt der Zwang 
zum Beſuch der öffentlichen Dolksſchule, ſoweit eine andere 
Beſchulung nicht vorliegt. Die Schulpflicht trägt in der 
Weimarer Reichsverfaſſung, die den Volksſtaat als ſozialen 
Kulturſtaat begründet, ein anderes Geſicht. Die Volksbildung 
ſteht im Dienſte der ſozialen, wirtſchaftlichen und kulturellen 
Entwicklung des Volkes und bedingt inſofern eine andersartige 
Begründung der Schulpflicht. So iſt auch das beſonders ſtarke 
Hervortreten des ſozialen und wirtſchaftlichen Momentes bei 
der Forderung nach Erweiterung der Dolksſchulpflicht zu ver- 
ſtehen. 


2. Die Grund ſätze über allgemeine Schul⸗ 
pflicht in der Reichs ver faſſung.“ 

Die Weimarer Reichsverfaſſung vom 11. Auguſt 1919 
nimmt grundſätzlich das Schulrecht als einen wichtigen Bereich 
der Reichsgeſetzgebung in Anſpruch und ſchränkt im Gegenſatz 
zur Verfaſſung des Deutſchen Reiches vom 16. April 1871 die 
Schulboheit der Länder ein, wenn auch im Rahmen beſtimmter 
Grundſätze den Ländern weitgehende Möglichkeiten zur Eigen⸗ 
beſtimmung und ⸗geſtaltung offengelaſſen find. Es hat ſeither 
nicht an Derjuchen gefehlt, die Grundfſatzgeſetzgebung auf dem 
Schul⸗ und Bildungsgebiet einzuengen oder gar auszuſchalten. 
Nach S2 der dritten Steuernotverordnung vom 14. Februar 
1924, in der „die Aufgaben des Schul- und Bildungs- 
weſens ... den Ländern nach Maßgabe näherer reichsrecht⸗ 
lichen Vorſchriften zu ſelbſtändiger Regelung und Erfüllung 
überlaſſen werden ſollen“, wird ſcheinbar die alte Schulhobeit 
der Länder wiederhergeſtellt. Dieſe Beſtimmung darf in ihrer 
Bedeutung nicht überſchätzt werden; ſie iſt lediglich auf die 
ſchwierige Finanzlage des Reiches zurückzuführen, die einer 
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weitgehenden Reichskulturpolitik allzu enge Grenzen ſteckt. 
Sande ſtellt in feinem Buch „Die Schule in der Reichs⸗ 
verfaſſung“ Berlin 1929, feſt, daß „fo mit dieſer Dorfchrift — 
einem ſonderbar verſteckten, vielfach nicht bekannten Dorftoß der 
Finanzverwaltungen gegen die Betätigungen des Reiches auf 
dem ſchulpolitiſchen Gebiet — an der Exiſtenz und Geltung 
der verfaſſungsrechtlichen Normen über das Schulweſen nicht 
wohl etwas geändert werden konnte; denn das zweite Er— 
mächtigungsgeſetz vom 8. Dezember 1925 verbot ausdrücklich 
eine Abweichung von den Dorfcriften der Reichsverfaffung, 
und die Dorſchrift iſt jedenfalls inſoweit ohne jede rechtliche 
Bedeutung.“ „Aber auch ſonſt iſt die Dorfchrift gegenſtands⸗ 
los. Die Ueberlaſſung des Schulweſens an die Landes- 
zuſtändigkeit kann unmöglich einen Verzicht des Reiches auf 
das verfaſſungsmäßig ihm zuſtehende Recht zur Grundſatzgeſetz⸗ 
gebung bedeuten, entbehrt aber auch fonft jeder rechtlichen Be- 
deutung für künftige Akte der Reichsgeſetzgebung.“ Immer⸗ 
hin liegt in der jetzigen ſchwierigen Lage des Keiches die 
Gefahr, daß an der Reichsverfaſſung Aenderungen vor» 
genommen werden, die das Bildungsweſen wieder den Ländern 
völlig überantworten. 


Artikel 145 der Reichsverfaſſung lautet: „Es beſteht all⸗ 
gemeine Schulpflicht. Ihrer Erfüllung dient grundſätzlich die 
Volksſchule mit mindeſtens acht Schuljahren und die ans» 
ſchließende Fortbildungsſchule bis zum vollendeten achtzehnten 
Lebensjahr. Der Unterricht und die Lehrmittel in den Volks— 
ſchulen und Fortbildungsſchulen ſind unentgeltlich.“ Ar⸗ 
tikel 146 Satz 2 RD. ergänzt die Schulpflichtbeſtimmung 
durch die Feſtlegung der für alle Schulpflichtigen gemeinſamen 
Grundſchule. „Auf einer für alle gemeinſamen Grundſchule 
baut ſich das mittlere und höhere Schulweſen auf.“ OGeffent⸗ 
liche und private Dorfchulen, die zur Umgehung der allgemeinen 
Volksſchulbeſuchspflicht dienten, find nach Artikel 147 Abf. 3 
RD. aufzuheben. Es können zwar private Volksſchulen ein⸗ 
gerichtet werden, aber nach Artikel 147 RD. find private 
Dolksſchulen als Erſatz für öffentliche Schulen vom Staat nur 
dann zu genehmigen, wenn die Privatſchulen in ihren Lehr— 
zielen und Einrichtungen, ſowie in der wiſſenſchaftlichen Aus⸗ 
bildung ihrer Lehrkräfte nicht hinter den öffentlichen Schulen 
zurückſtehen, und eine Sonderung der Schüler nach den Beſitz⸗ 
verhältniſſen der Eltern nicht gefördert wird. Sie ſind nur 
zuzulaſſen, wenn für eine Minderheit von Erziehungsberech⸗ 


tigten, deren Willen nach Artikel 146 Abſatz 2 RD. zu berück⸗ 


ſichtigen iſt, eine öffentliche Volksſchule ihres Bekenntniſſes 
oder ihrer Weltanſchauung nicht beſteht oder die Unterrichts- 
verwaltung ein beſonderes pädagogiſches Intereſſe anerkannt. 


Der in der Keichsverfaſſung ausgeſprochene Grundſatz der 
allgemeinen Schulpflicht iſt in ſeiner Geltung für das ganze 
Neichsgebiet und für alle Deutſchen ſtaatspolitiſch und ftaats- 
pädagogiſch von größter Bedeutung. Der deutſche Volksſtaat 
übernimmt bewußt als Kulturſtaat die Bildungspflege der auf— 
wachſenden Generation und will allen Deutſchen in den ihm 
geſetzten Grenzen die beſtmögliche Bildung übermitteln. Die 
für das Reich geforderte einheitliche Regelung der allgemeinen 
Schulpflicht macht den früher in den deutſchen Bundesſtaaten 
gepflegten Grundſatz hinfällig, daß die Volksſchulpflicht ſich 
nur auf die jeweils ſtaatsangehörigen Kinder erſtrecke. Aller⸗ 
dings beſtanden ſchon früher Staatsverträge zwiſchen den ein⸗ 
zelnen deutſchen Bundesſtaaten mit Ausnahme von Bayern 
und Braunſchweig über die gegenſeitige Durchführung der 
Schulpflicht. Staatspädagogiſch iſt ferner wichtig, daß der 
Schulpflicht grundſätzlich nur durch den Beſuch einer öffent⸗ 
lichen Volks- und Berufsſchule genügt wird, wenn nicht 
weiterführende mittlere und höhere Schulen oder nach Artikel 
147 RD. ſtaatlich genehmigte Privatſchulen beſucht werden 
oder in gewiſſen Fällen Privatunterricht geſtattet iſt. Während 
der Dauer des anderweitigen Schulbeſuchs iſt die Verpflichtung 
zum Dolfsfchulbefuch unwirkſam, tritt aber bei vorzeitiger 
Beendigung desſelben wieder in Kraft. 


Die Forderung der allgemeinen Schulpflicht in der Reichs⸗ 
verfaſſung hat ſtark ſozialen Charakter. Bei der Erfüllung 
der Schulpflicht ſoll nicht die wirtſchaftliche und ſoziale Stel⸗ 
lung der Eltern, ſondern die ſoziale Gleichberechtigung aller 
nach Anlage und Neigung maßgeblich fein. Die Grundſchul⸗ 
geſetzgebung des Reiches hat in dieſem Sinn den Grund für 
eine ſoziale Bildungspolitik gelegt; leider engen die finan⸗ 
ziellen Nöte des Reiches die weitere Durchführung ein. Man 


wird aber künftig aus ſozialen Gründen an den Ausbau des 
Volks- und Berufsſchulweſens nicht vorübergehen dürfen, 
damit die Volksſchule ihre volkspolitiſchen Aufgaben voll und 
ganz erfüllen kann. 

Auch vom Standort des Jugendrechtes gewinnen die 
Schulpflichtgrundſätze eine beſondere Bedeutung. Der Ein» 
leitungsſatz des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt, der pro» 
grammatiſche Grundſatz der deutſchen Jugendgeſetzgebung, nach 
dem jedes deutſche Kind ein Recht auf Erziehung zu leiblicher, 
ſeeliſcher und geſellſchaftlicher Tüchtigkeit hat, iſt richtung⸗ 
gebend für die allgemeine Schulpflicht. Die Erziehungs⸗ 
berechtigten laſſen ſich oft von wirtſchaftlichen und geſellſchaft⸗ 
lichen Erwägungen leiten und greifen bei der Entſcheidung 
über den Schulbeſuch in die Entwicklung der aufwachſenden 
Hinder gefährdend ein. Es iſt wichtig, mit allem Nachdruck das 
Eigenrecht und Eigenleben der Kinder und Jugendlichen 
gegenüber dem Erwachſenenſtandpunkt in Erziehungsfragen 
mitſprechen zu laſſen. Man ſollte auch hier die Rechtsſphäre 
der Jugendlichen, die ihre eigenen inneren Bedingungen auf— 
weiſt, anerkennen. 

Die in der Reichsverfaſſung verankerten Grundſätze der 
allgemeinen Schulpflicht gelten nicht ohnehin als ſchon bin⸗ 
dendes Recht. Sie werden erſt Reichsrecht, das Landesrecht 
bricht, wenn beſondere Reichsgeſetze erlaſſen und von den 
Ländern durch Ausführungsgeſetze oder Beſtimmungen auf⸗ 
genommen ſind; jedoch ſollen die Länder bei Erlaß eigener 
Geſetze ohne vorliegende Reichsgeſetze über die Schulpflicht 
den Grundſätzen der Reichsverfaſſung folgen. Bisher iſt vom 
Reich nur das Grundſchulgeſetz geſchaffen worden und in den 
Ländern durchgeführt. Die Regelung der Schulpflicht über 
die Grundſchuljahre hinaus (Volks- und Berufsſchulpflicht 
bis zum 18. Lebensjahr) richtet ſich daher nach den früheren 
oder nach dem Inkrafttreten der Reichsverfaffung gegebenen 
Landesgeſetzen. 


5. Die Grundſchulpflicht in der Reichs- 
geſetzgebung. 

Die Grundſchulpflicht iſt durch die Reichsgeſetze über die 
Pflicht zum Beſuch der Grundſchule gemäß Artikel 146 
Abſ. Satz 2 und Artikel 147 Abſatz 3 geregelt. Es find drei 
Grundſchulgeſetze erlaſſen; das Geſetz betreffend die Grund- 
ſchulen und Aufhebung der Vorſchulen vom 28. April 1920 
Geichsgeſetzblatt S. 851, das Geſetz betreffend den Lehrgang 
der Grundſchule vom 18 April 1925 (Keichsgeſetzblatt I 
S. 49) und die Faſſung des Geſetzes betreffend die Grund— 
ſchulen und Aufhebung der Vorſchulen vom 26. Februar 1922 
Geichsgeſetzblatt I S. 67). Textausgabe: Lahmeper-Schneider, 
Das Reichsgrundſchulgeſetz vom 26. Februar 1927, 2. Auflage, 
Berlin 1929. 

Das erſte Reichsgrundſchulgeſetz beſtimmt, daß die Volks- 
ſchule in den vier unterſten Jahrgängen als die für alle gemein⸗ 
ſame Grundſchule einzurichten iſt, auf der ſich auch das mittlere 
und höhere Schulweſen aufbaut, daß ferner die beſtehenden 
öffentlichen und privaten Vorſchulen und Vorſchulklaſſen auf⸗ 
zulöſen ſind, und daß Privatunterricht für einzelne Kinder 
oder gemeinſamer Privatunterricht für Kinder mehrerer 
Familien, die ſich zu dieſem Zweck zuſammenſchließen, an 
Stelle des Beſuchs der Grundſchule nur ausnahmsweiſe in 
beſonderen Fällen geſtattet werden darf. Das Geſetz vom 
18. April 1925 läßt zu, daß beſonders leiſtungsfähige Schul⸗ 
kinder im Einzelfall nach Anhören des Grundſchullehrers unter 
Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde ſchon nach dreijähriger 
Grundſchulpflicht zur Aufnahme in eine mittlere und höhere 
Schule zugelaſſen werden dürfen. Das Geſetz vom 26. Fe⸗ 
bruar 1927 läßt nach $2 Abſatz 2 bis zur reichsgeſetzlichen 
Regelung der Entſchädigung der privaten Vorſchulen und 
Vorſchulklaſſen oder eines Ausgleiches durch ſonſtige öffent⸗ 
liche Maßnahmen den Beſuch einer privaten Vorſchule oder 
Vorſchulklaſſe zu. 

Die vom Reich getätigte Grundſchulgeſetzgebung iſt über 
die Grundſatzgeſetzgebung hinausgegangen und hat unmittel⸗ 
bar rechtsverbindliche Beſtimmungen geſchaffen. Ueber ihre 
Rechtsgültigkeit iſt ein Rechtsſtreit entſtanden. Bei einer 
Entſchädigungsklage wegen des Abbaues einer privaten Dor- 
ſchule führte das Reichsgericht in der Entſcheidung vom 
5. Juli 1925 Entſcheidungen des Reichsgerichts in Zivil- 
ſachen Band 107, S. 105) folgendes aus: „Das ganze Geſetz 
vom 28. April 1920, insbeſondere alſo auch der 82 Abſatz 2 
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Satz 5, iſt nur ein Grundſatz⸗ und Richtliniengeſetz für die 
demnächſtige Landesgeſetzgebung, gewährt alſo Anſprüche 
irgendwelcher Art überhaupt noch nicht. Die Frage nach der 
Suläſſigkeit des Rechtsweges für irgendwelche Anſprüche aus 
dieſem Geſetz kann demnach gar nicht aufgeworfen werden, 
ſolche Anſprüche beſtehen nicht.“ Die Auslegung des Grund⸗ 
ſchulgeſetzes durch das Reichsgericht hat im allgemeinen 
Widerſpruch gefunden. Intereſſant hierzu iſt ein Urteil des 
Preußiſchen Kammergerichtes (Hammergericht 1 Strafſenat, 
Urteil vom 29. Mai 1925. Siehe Preußiſches Verwaltungs⸗ 
blatt Jahrgang 45, S. 
„Schulpflicht“, wie ſie bisher in Preußen beſtand, auf eine 
völlig neue Grundlage geſtellt worden. Das Recht der Eltern, 
ihren Kindern Privatunterricht erteilen zu laſſen, iſt beſeitigt 
und die bisherige, nur ſubſidiäre Verpflichtung zum Beſuch 
einer Schule in eine grundſätzliche Schulpflicht umgewandelt 
worden und zwar in die grundſätzliche Pflicht, die Kinder in 
eine beſtimmte Volksſchule zu ſchicken. An Stelle des bis⸗ 
herigen Unterrichtszwanges iſt alſo der Schulzwang getreten.“ 
Auch eine Entſcheidung des Kammergerichtes vom 22. De⸗ 
zember 1925 ſpricht ſich im ähnlichen Sinne aus. (Sentral⸗ 
blatt für die geſamte Unterrichtsverwaltung Preußens 1926, 
S. 148.) | 

Die Grundſchulgeſetze enthalten allgemein bindende Be⸗ 
ſtimmungen für das Reich; die Entſchädigung der privaten 
Vorſchulen und Vorſchulklaſſen wurde ausdrücklich noch nicht 
geregelt. Die Länder haben ſämtlich die Geſetze anerkannt und 
entſprechende Ausführungsbeſtimmungen zur Durchführung 
der Grundſchule erlaſſen. Die Unterrichtsverwaltungen der 
Länder haben auf Grund der Beratungen im Reichsſchulaus⸗ 
ſchuß „Richtlinien über die Sielbeſtimmung und innere Ge- 
ſtaltung der Grundſchule“ und „Beſtimmungen, die aus den 
Richtlinien in Verbindung mit dem Grundſchulgeſetz folgen“ 
(Reichsminiſterialblatt 1925 S. 298 vom 28. April 1925) und 
ſpäter „Richtlinien zur Durchführung des Reichsgeſetzes 
betreffend den Lehrgang der Grundſchule vom 18. April 1925 
vereinbart. (Reichsminiſterialblatt 1926 S. 58). Es ſind 
alle reichsdeutſchen Kinder, die ſich in Deutſchland aufhalten, 
mit Ausnahme derer, die ſich in dem früher beſetzten Ab⸗ 
ſtimmungsgebiet von Gberſchleſien befinden (auf Grund des 
Genfer Abkommens über Oberſchleſien vom 15. Mai 1922) 
verpflichtet, ihre Grundſchulpflicht grundſätzlich an einer 
öffentlichen Volksſchule zu erfüllen. 


4. Die VDolksſchulpflicht in der Geſetzgebung 
der Länder. 


Die Rechtsbeſtimmungen über die Volksſchulpflicht in den 
deutſchen Ländern weiſen mit Ausnahme der Grundſchulvor⸗ 
ſchriften in Ermangelung eines Reichsgeſetzes ein recht buntes 
Bild auf. Preußen, Thüringen, Mecklenburg⸗Strelitz, Mecklen⸗ 
burg⸗Schwerin und Lippe haben in der Nachkriegszeit neue 
Geſetze über die Volksſchulpflicht erlaſſen, Württemberg, 
Sachſen und Heſſen änderten ſchon beſtehende Geſetze und Be⸗ 
ſtimmungen den Grundſätzen der Reichsverfaſſung ent⸗ 
ſprechend ab, während die übrigen Länder, Anhalt, Baden, 
Bayern, Braunſchweig, Oldenburg, Schaumburg⸗Lippe und die 
Hanſeſtädte lediglich die aus der Vorkriegszeit ſtammenden Be⸗ 
e in der Durchführung der Reichsverfaſſung an⸗ 
paßten. 


Ueberſicht über die geltenden Geſetze und 
Verordnungen der Länder zur 
Volksſchulpflicht. i 

Preußen: Geſetz über die Schulpflicht in Preußen 
(Schulpflichtgeſetz)z. Dom 15. Dezember 1927. Preußiſche 
Geſetzſammlung 1927 S. 207 ff. Vorſchriften zur Ausführung 
des Geſetzes über die Schulpflicht in Preußen. Zentralblatt 
für die geſamte Unterrichtsverwaltung in Preußen 1928, S. 95. 

Textausgabe: Karl Frank. Die Schulpflicht. Geſetz vom 
15. Dezember 1927 mit Ausführungsbeſtimmungen. Berlin 
1928. Weidmannſche Taſchenausgaben von Verfügungen der 
Preußiſchen Unterrichtsverwaltung, H. 57. 

Bayern: DPerordnung vom 22. Dezember 1915 über die 
Schulpflicht. Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für Bayern 1915, 
S. 957 ff. 

Verordnung über die Schulpflicht vom 10. April 1927. 
Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für Bayern 1927, S. 116. 

Sachſen: Geſetz das Volksſchulweſen betreffend vom 


72). „Durch dieſe Dorfchrift iſt die 


pflicht und Ausübung der Schulzucht. 
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26. April 1875. Geſetz- und Verordnungsblatt für Sachſen 
1875, S. 550 ff. 

Uebergangsgeſetz vom 22. Juli 1919. Geſetz⸗ und Der- 
ordnungsblatt für Sachſen 1919 S. 171 ff. 

Württemberg: Geſetz das Dolksſchulweſen be- 
treffend vom 17. Auguſt 1909. Regierungsblatt für Württem⸗ 
berg 1909, S. 178 ff. 

Geſetz über die Abänderung einiger Beſtimmungen der 
Schulgeſetze. Vom 12. Mai 1920. Regierungsblatt für 


Württemberg 1920, S. 293 ff. 


Abänderungsgeſetz zu dem Schulgeſetz vom 17. Mai 1920. 


5 2. Mai 1927. Regierungsblatt für Württemberg 1927, 
227. 
Landesſchulgeſetz. Entwurf des Kultminiſteriums. Aus⸗ 


gegeben Ende Juli 1929. 

Baden: Schulgeſetz vom 7. Juli 1910. 
Verordnungsblatt für Baden 1910, S. 385 ff. 

Schulordnung die Volksſchule betreffend. 
ordnungsblatt für Baden 1915, S. 373 ff. 

Badifche Verfaſſung 8 19 Abſatz 5. Vom 21. März 1919. 

Thüringen: Geſetz über die Erfüllung der Schul⸗ 
Dom 12. Juni 1925. 
Geſetzſammlung für Thüringen 1925, S. 180 ff. 

Ausführungs verordnung zum Schulpflichtgeſez vom 
12. Juni 1925 gegeben am 4. Auguſt 1925. Geſetzſammlung 
für Thüringen 1925, S. 264 ff. 

Hejjen: Geſetz das Dolksſchulweſen im Dolksſtaat 
Heſſen betreffend. Vom 25. Oktober 1921. Heſſiſches Regie⸗ 
rungsblatt 1921, S. 505 ff. 

Namburg: Geſetz betreffend das Unterrichtsweſen 
Hamburgs. Dom tt. November 1870. Bamburaifche Geſetz⸗ 
ſammlung 1870. N 

Geſetz betreffend das Schulweſen in den Landgemeinden. 
Dom 25. November 1910. Hamburgiſche Geſetzſammlung 1910. 

Mecklenburg⸗ Schwerin: Geſetz betreffend Be⸗ 
ginn und Beendigung der Schulpflicht. Vom 14. April 1919. 
Kegierungsblatt für Mecklenburg⸗Schwerin 1919, S. 570 ff. 

Neues Geſetz liegt dem Landtag vor (1929). 

Oldenburg: Schulgeſetz für Oldenburg. Vom 
0 Februar 1910. Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für Olden⸗ 

urg 1910. 

Braunſchweig: Geſetz über die Gemeindeſchulen 
vom 5. April 1915. Geſetz⸗ und Derordnungsblatt für 
Braunſchweig 1915, S. 25 ff. 

Anhalt: Geſetz vom 22. April 1850 betreffend Volks-, 
Mittel-, höhere und Töchterſchulen und Lehrerſeminare. 
Geſetzſammlung für Anhalt⸗Deſſau. 1850. 

Ein Entwurf eines Schulpflichtgeſetzes liegt dem Landtag 
vor (1929). 

Lippe: Geſetz vom 50. März 1925 betreffend An⸗ 
gleichung des Beginns der Schulpflichtigkeit der Kinder an die 
N Verhältniſſe. Lippiſche Geſetzſammlung 1925, 

45. 

Geſetz vom 6. März 1928 über die allgemeine Schulpflicht. 
Lippiſche Geſetzſammlung 1928, S. 504. 

Mecklenburg⸗Strelitz: Schulordnung für die 
Stadtſchulen (Volksſchulen) vom 24. April 1926. 

Schulordnung für die Landſchulen vom 24. April 1926. 
Mecklenburg⸗Strelitzer Amtlicher Anzeiger 1927, S. 337 ff. 

Schaumburg⸗Lippe: Geſetz für das Volksſchul⸗ 
weſen. Vom 4. März 1875. Abänderungsgeſetz zum Geſetz 
über das Volksſchulweſen. Vom 22. März 1909. 

(Fortſetzung folgt.) 
Grundlagen der Schulrechtslehre in der 
Herbart'ſchen Pädagogik. 
Dr. Kurt Riedel, Dresden. 
(Fortſetzung.) 

Wenn Dörpfeld auch ausdrücklich bemerkt, fein Plan fei 
kein Entwurf zu einem Geſetz, ſondern eine Beſchreibung, ſo 
zeigt doch der weitgeſpannte Rahmen ſeiner Vorſchläge, daß 
ihm in der Tat nicht weniger als ein Volksſchulgeſetzent⸗ 
wurf für Preußen dabei vorſchwebt. 

Er leitet ſeine „Beſchreibung“ mit zehn Paragraphen ein, 
die in die Staatsverfaſſung aufgenommen werden müßten, 
wenn die in Lokal-, Kreise und Orovinzial⸗Gemeinde ge⸗ 


Geſetz⸗ und 
Schul ver⸗ 
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gliederte „landſchaftliche Schulgenoſſenſchaft“ Geſetz werden 
ollte. f 
g „St. Eltern oder deren Stellvertreter dürfen ihre Kinder 
oder Pflegebefohlenen nicht ohne den Unterricht laſſen, 
welcher für die öffentlichen Volksſchulen vorgeſchrieben iſt. 

§ 2. Die Sorge für die allgemeine (nicht Fach⸗) Bildung 
der Jugend iſt Sache der Erziehungs-Genoſſenſchaften oder 
Schulgemeinden. 

8 5. Die Erziehungs-(Schul⸗) Genoſſenſchaften verwalten 
unter der OGberaufſicht des Staates ihre Angelegenheiten 
ſelbſt .. 

18 4. Die Erziehungsgenoſſenſchaften ſcheiden ſich nach 
den Konfeſſionen, ſtehen alſo auf dem Boden der Kirche und 
gliedern ſich in Lokal-, Kreis- und Provinzial-Gemeinden. 
Solange die vollſtändige Organiſation der Provinzial-Schul⸗ 
gemeinden nicht ausgeführt iſt, unterhält und leitet der Staat 
die Bildungsanſtalten für die Dolksſchullehrer; außerdem 
leiſtet er einen regelmäßigen, durch ein Geſetz zu fixierenden 
Beitrag zur Unterſtützung der Volksſchulen, und im Falle des 
nachgewieſenen Unvermögens der Lokalgemeinden noch er= 
gänzungsweiſe außerordentliche Unterſtützungen. 

§ 5. Jedes mündige Mitglied einer vom Staate aner— 
kannten religiöſen Gemeinſchaft muß Mitglied der auf dem 
Boden dieſer Gemeinſchaft ſtehenden Erziehungsgenoſſenſchaft 
(Schulgemeinde) ſeines Wohnorts ſein. 

S 6. Wo an einem Orte die Mitglieder einer anerkann⸗ 
zen religiöſen Gemeinſchaft nicht zahlreich genug find, um eine 
:igene Schule unterhalten und zu dieſem Behuf eine eigene 
zokal⸗Schulgemeinde bilden zu können, find fie berechtigt, ſich 
gaſtweiſe einer der vorhandenen Schulgenoſſenſchaften anzu— 
ſchließen. 

§ 7. Jeder Familie ſteht es frei, ſei es allein oder in 
Verbindung mit anderen, eine Privatſchule zu gründen; ge— 
hören die bei dieſer Privatſchule Beteiligten einer der geſetzlich 
anerkannten Schulgenoſſenſchaften an, jo find fie von der Ent— 
richtung des üblichen Schulgeldes, nicht aber von den übrigen 
Leiſtungen für die betreffende Schulgenoſſenſchaft entbunden. 

§ 8. Unterricht zu erteilen und Unterrichtsanſtalten zu 
gründen und zu leiten, ſteht jedem frei, wenn er ſeine ſittliche, 
wiſſenſchaftliche und techniſche Befähigung der betreffenden 
Staatsbehörde nachgewieſen hat. 

§ 9. Privat-Unterrichts⸗- und Erziehungsanſtalten, ſowie 
die Unterrichts- und Erziehungsanſtalten der vom Staate noch 
nicht anerkannten Schulgenoſſenſchaften ſtehen unter der Auf⸗ 
ſicht der von der Staatsregierung beſtellten Behörden. 

8 10. Ueber die Organiſation der vom Staate aner- 
kannten freien Schulgenoſſenſchaften, ſowie über die Rechts- 
verhältniſſe der noch nicht anerkannten Schulgenoſſenſchaften 
und der Privat-Unterrichts- und Erziehungsanſtalten werden 
beſondere Geſetze erlaſſen.“ 

Durch ſolche Verfaſſungsbeſtimmungen würde das Schul— 
weſen aus dem „Staatsdienſthauſe“ entlaſſen. In 125 Para— 
graphen zeigt Dörpfeld, wie das in dieſem Sinne „freie“ 
Schulweſen geregelt werden ſoll; die 88 1-55 enthalten die 
Schulgemeindeordnung, die §§ 54—125 die Schulordnung. 
Wir können hier nur auf die Schulgemeindeordnung ein- 
gehen. Die folgende Ueberſicht zeigt den Aufbau des erſten 
Hauptabſchnittes des Geſetzentwurfes. 

„Die Schulgemeinde. 
A. Konſtituierung der Schulgemeinde: 
1. Begriff. 
2. Gliederung. 
5. Rechte. 
B. Organiſation der Schulgemeinde: 
1. Lokal ⸗ Schulgemeinde, 


Organe: 
a) Schulvorſtand, 
b) Wahlkollegium, 
c) Repräſentation 
Anſtalten: die „deutſche Schule“. 
2. Geſamt- Schulgemeinde, 
Organe: 
a) Derwaltungsausſchuß, 
b) Erziehungsrat, 
c) Repräſentation, 
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Anſtalten: die „deutſchen Schulen“ Pro- Real⸗ 
ſchule, Pro-Gymnaſium, höhere Töchterfchule). 


5. Kreis ⸗ Schulgemeinde, 


Organe: 
a) Schulinſpektor, 
b) Schulſynode, 
c) Repräfientation, 
Anſtalten: 
Realſchule. 


4. Provinzial ⸗ Schulgemeinde, 


Pro-Realſchulen, Pro-Gymnaſium, 


Organe: 
(Die nachſtehende Beſchreibung denkt ſich die Organis 
ſation nur bis zur Kreisgemeinde durchgeführt), 
Anftalten: Gymnaſien, Aſpirantenſchulen und 
. Seminarien, Inſtitute für Blinde, Taubſtumme uſw. 
C) Leiſtungen der Schulgemeinde zur Unterhaltung 
1. der Schubanſtalten (deutſche Schule), 
a) von der Lokal gemeinde, % der Koften; 
b) von der Geſamt gemeinde, der Koften; 
c) von der Provinzial gemeinde reſp. vom Staat 
(außerordentliche Unterſtützung); 
2. des Schul dienſtes: 
a) von der Provinzial gemeinde reſp. vom Staate 
„ des Durchſchnittsgehaltes; 
b) von der Gefamt gemeinde, % des Durchfchnitts« 


gehaltes; 

c) von der Kirchen gemeinde, ½2 des Durchſchnitts⸗ 
gehaltes; 

d) von der Lok al gemeinde, % des Durchſchnitts⸗ 
gehaltes 


ö reſp. das, was am wirklichen Gehalt noch fehlt. 
3. der Schul ver waltung: 

nach dem Grundſatz: „Selbſtverwaltung —Selbſterhaltung“, 

hat jede Formation der Schulgenoſſenſchaft für die Kojten 

ihrer Verwaltung aufzukommen; ſoweit die Schulge- 
meinde nicht organiſert iſt, fallen die Verwaltungskoſten 
dem Staate zu.“ 

Aus der Fülle der Paragraphen ſollen hier nur die er— 
wähnt Ben die Dörpfelds Grundſätze näher beleuchten. 

Su I. 

§ 4. „Diejenigen Mitglieder der Schulgenoſſenſchaft, 
welche zu derſelben Schule (Volksſchule) gehören, bilden die 
Cokal⸗Schulgemeinde oder den Schulbezirk.“ ö 

§ 5. „Die Beſtimmung über Abgrenzung der Lokal-Schul- 
gemeinden (Schulbezirke) erfolgt nach Anhörung des Schul» 
vorſtandes und der Kommunalbehörde durch die Kreis-Schul« 
behörde.“ 

Der Schulvorſtand beſteht nach $ 7 aus a) einem 
Pfarrer als Präſes, b) zwei Familienvätern des Schulbezirks 
und c) dem Lehrer reſp. Hauptlehrer der Schule. 

8 8) „Der Schulvorſtand hat in allen Rechtsverhältniſſen 
die Lokal⸗Schulgemeinde zu vertreten und ihr Vermögen zu 
verwalten; er bildet die nächſte Aufſichtsinſtanz über Schule 
und Lehrer und hat namentlich dahin zu ſtreben, daß auch 
eine allgemeine Sittenaufſicht der Jugend außerhalb der Schule 
in Uebung komme.“ 

Das Wahlkollegium beſteht nach S 10 aus a) den 
zeitigen und ehemaligen Mitgliedern des Schulvorſtandes, 
b) den zeitigen und ehemaligen Presbytern, welche zur Schule 
gemeinde gehören, e) dem Bürgermeiſter der Gemeinde, zu 
der der Schulbezirk gehört. Die Wahl des Hauptlehrers ge 
ſchieht in der Art, daß unter der Leitung des Kreis-Schul- 
inſpektors drei Kandidaten ausgewählt und (in Preußen) 
der Bezirksregierung vorgeſchlagen werden, von denen dieſe 
einen ernennt. Die Wahl eines Lehrers, der unter der Auf⸗ 
ſicht eines Hauptlehrers fteht, erfolgt durch den Schul vorſtand 
en die Behörde hat nur die Beſtätigung auszuſprechen 

150. 

Die Schul⸗Kepräſentation beſteht aus a) ſämt⸗ 
lichen Mitgliedern des Wahlkollegiums, denjenigen zeitigen 
Kepräſentanten der kirchlichen Gemeinde, welche dem Schul« 
bezirke angehören, e) denjenigen Mitgliedern des bürgerlichen 
Gemeinderates, die zur Lokalſchulgemeinde gehören. (§ 12). 

F 13. „Die Obliegenheiten der Schul-Repräfentation 
beſtehen darin, über Höhe und Modus der Beiträge, welche 
die Lokal-Schulgemeinde zur Unterhaltung ihrer Schule zu 
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leiſten hat, Beſchlüſſe zu faſſen. Dieſe Beſchlüſſe unterliegen 
der Genehmigung der Kreisſchulbehörde.“ 

Su B, 2. 

Dörpfeld bedauert es ſehr, daß er die Geſamtſchul⸗ 
gemeinde nicht konfeſſionell einheitlich geſtalten kann; er iſt 
deshalb beſtrebt, ihr möglichſt wenig Befugniſſe einzuräumen. 
Die Kreisſchulgemeinde erbaut ſich nach §S 15 nicht aus den 
Geſamtgemeinden, ſondern aus den Land - Schulgemeinden 
gleichen Bekenntniſſes. 

Sum Erziehungsrat gehören: a) die Präſides, die Baupt⸗ 
lehrer und die Schulälteſten der verbundenen Lokalſchulgemein⸗ 
den, b) der Bürgermeiſter und c) ein Mitglied des Richter⸗ 
ſtandes, falls ein ſolches dem Schulverbande angehört, und die 
Spitze der Polizeibehörde. 

„Nach Analogie der Fabriken⸗ und Hanvdelsgerichte 
würde durch den Erziehungsrat auch ein Ausſchuß als Ge⸗ 
richt zur Aburteilung ſolcher jugendlicher Vergehen, die bis⸗ 


her dem Polizeigericht zugewieſen waren, zu beſtellen ſein, 


— unter dem Dorſit; des Mitgliedes aus dem Richterſtande 
oder des Bürgermeiſters.“ Dieſes „Schulſchöffengericht“ hätte 
auch den Schutz des Schuldienftes wahrzunehmen. Ans 
merkung zu § 18. 

Su B. 3. 

$ 25. „Die Geſamtheit ſämtlicher (evangeliſchen) Lokal- 
Schulgemeinden innerhalb eines kirchlichen Kreisſpnodal⸗ 
bezirks (Superintendenturbezirks, Dekanates) bildet die 
Kreis-Schulgemeinde. Dieſe gehört alfo wie jede Lokal-Schul⸗ 
gemeinde einer beſtimmten kirchlichen Gemeinſchaft an.“ 

Die Kreisſchulgemeinde betrachtet Dörpfeld als das „Herz 
des Schulweſens“. 

Der Areisſchulrat (Ureisſchulſynode) beſteht nach S 25 
aus a) den Deputierten des Erziehungsrates (ein Pfarrer, ein 
Lehrer und ein anderes Mitglied), b) dem Kreis-Schul« 
inſpektor, e) dem Superintendenten des Synodalbezirks, d) dem 
Landrat des Kreiſes, e) möglicherweiſe einem Gberbürger⸗ 
meiſter, k) gegebenenfalls der Direktor des Seminars, das in 
dem Kreife liegt. Der Schulinſpektor führt den Dorſitz. 

§ 28. „Da die Leitung der Schulen eine einheitliche ſein 
muß, ſo bedarf der für die Schulaufſicht Erwählte in jedem 
Falle, auch wenn er nebenbei Pfarrer iſt, zu ſeinem Schul⸗ 
inſpektoramte der „kirchlichen Miſſion“. Dadurch wird er 
autoriſiert, zugleich als Stellvertreter des Superintendenten 
die kirchlichen Intereſſen bei der Schulleitung wahrnehmen zu 
können. Die Erteilung der „Miſſion“ iſt bei dem Provinzial- 
Honſiſtorium zu beantragen.“ N 

Der Schulinſpektor vermittelt in allen Schulangelegen- 
heiten zwiſchen der oberen Schulbehörde und den Spitzen der 
unteren Schulgemeinden und den Lehrern. (§ 20). 

§ 31. „Während der einzelne Lehrer in ſeiner Schule ſich 
nicht auf eigene Fauſt aufs Experimentieren legen, ſondern 
möglichſt ruhig und ſtetig den anerkannten Gang in der Schul⸗ 
arbeit feſtzuhalten hat, muß dagegen der Schulinſpektor auch 
darauf ſehen, daß innerhalb ſeines Kreiſes die Verſuche mit 
neuen Mitteln und Wegen nicht aufhören, und ſo neben dem 
konſervativen Prinzip auch das des Strebens zum Verbeſſern 
in Kraft und Wirkſamkeit bleibe.“ 

Deshalb ſoll der Schulinſpektor alle zwei Monate amtliche 
Konferenzen abhalten und die Entſtehung kleinerer freier 
Lehrerverſammlungen anregen. 

Solange die „höheren Schulen“ nicht mit einbezogen 
werden, ſei eine „Repräſentation“ der Kreisſchulgemeinde nicht 
nötig. (§ 55). 

Die neun größeren Anmerkungen, die Dörpfeld dem Ge— 
ſetzentwurfe folgen läßt, ſind wie der letzte Abſchnitt des 
Werkes, in dem er ſich mit der beſtehenden Schulverfaſſung 
auseinanderſetzt, im journaliſtiſchen Stil gehalten; ſie ent⸗ 
halten jedoch noch einige grundſätzliche Gedanken über die 
freien Gemeinſchaften innerhalb des Staates, über die Stellung 
der Pädagogik im Kreife der Wiſſenſchaften und über den 
Lehrerſtand. 

Die kurzen Ausführungen über die freien Gemeinweſen 
im Staate weiſen auf Einflüſſe aus dem naturrechtlich⸗ 
ſpekulativen Schrifttum zurück. Er ſchreibt: „Der Staat hat 
an Unterricht und Erziehung allerdings ein Intereſſe, 
ſogar ein ſehr großes; aber es liegt nicht im feinem Berufe, 
ſelbſt Schule zu halten und zu erziehen. Die Begriffe „Inter— 
eſſe“ und „Beruf“ werden leider häufig miteinander ver- 
wechſelt.“ Die kirchlichen, ſozial-bürgerlichen, häuslichen, 


geſelligen Tätigkeiten geſchehen im Staate, bei allen iſt der 
Staat intereſſiert, wo fie geſund vonftatten gehen, da 
befindet er ſich wohl, wo ſie ſtocken, kränkeln, da ſtockt und 
kränkelt ſein Leben auch. „Darum ſchützt er ſie, bahnt ihnen 
den Weg, iſt ihnen zu einem geordneten Gange behilflich; mehr 
noch: damit die einzelnen Beſtrebungen nicht vereinzelt und 
darum ſchwach und unbeholfen bleiben, läßt er die betreffen⸗ 
den Intereſſenten ſich aſſoziieren, zu Genoſſen⸗ 
ſchaften ſich verbinden; er verleiht dieſen Genoſſenſchaften: 
der Kirche, der Kommune, den landwirtſchaftlichen, gewerb— 
lichen, merkantiliſchen, verwandtſchaftlichen, geſelligen uſw. 
Verbindungen — beſondere Vorrechte, ſie werden 
privilegierte Korporationen, denen Juſtiz, Polizei 
und ſelbſt die Derwaltungsbeamten nötigenfalls gern zu Dienft 
ſtehen müſſen. Aber trotz aller dieſer Vorſorge und Pflege 
von ſeiten des Staates ſind dieſe Kreiſe, in denen der 
größte Teil des menſchlichen Strebens ſich 
bewegt, nicht des Staates, nicht Teile des Staates, ſie 
gehören nicht zum Staate, wie Militär, Diplomatie, Juſtiz 
uſw. Im Gegenteil, fie bilden — mit Erlaubnis zu ſagen —, 
„Staaten“ im Staate, nur find fie nicht ſouverän. Der Staat 
hat ſie nicht geſchaffen; er findet ſie vor, wenn auch 
vielleicht nur embryoniſch oder verkümmert oder ungeordnet. 
Ihre Exiſtenz datiert anders woher, nur die Form ihrer 
Exiſtenz müſſen ſie vom Staate, der die ſoziale Gewalt hat 
und alle unter ſeinem Schntzdache vereinigt, gutheißen 
laſſen.“ !) 

Dem Weſen, dem Begriffe, nicht der geſchichtlichen Ent⸗ 
ſtehung nach gehöre das Schulweſen zu den freien Gemein- 
weſen, die ihre Angelegenheiten jo ſelbſtändig ordnen und ver— 
walten, wie der Staat die ſeinen ordnet und verwaltet. 

Das Weſen der Schule und der Erziehung zu beſtimmen, 
überläßt Dörpfeld dem „wirklichen Leben“ und der Ethik; die 
Pädagogik ſei eine praktiſche und darum ziemlich abhängige 
Wiſſenſchaft, fie habe weder den Beruf noch das Vermögen 
zu beſtimmen, was zur Bildung gehört und was nicht.22) „Das 
Bildungsideal gehört zu dem, was der pädagogiſche Theoretiker 
wie der pädagogiſche Praktiker vorfindet, woran er ſo 
wenig etwas zu ändern hat als der Feldherr an dem Terrain, 
auf welchem er kriegen ſoll. Der Pädagoge kann nur ſagen, 
auf welchem Wege das gegebene Bildungsziel unter den 
gegebenen Umſtänden am beſten zu erreichen iſt. Iſt die 
allgemeine Aufgabe geſtellt, dann allerdings gebührt der Päd— 
agogik das erſte Wort.“ N ö N 

Dieſer Stellung der pädagogik entſpricht die Stellung des 
Lehrerſtandes in Dörpfelds Schulverfaſſung. „Die Schul- 
meiſter der vorigen Jahrhunderte bildeten gar keinen ſelbſtän⸗ 
digen Berufsſtand, ſie waren nur Anhängſel anderer Stände, 
hier mehr des geiſtlichen Standes, dort mehr des Handwerks.“ 
Es laſſe ſich kaum etwas aufſpüren, was die Lehrer der alten 
Seit aus ſich heraus erarbeitet hätten — pädagogiſche Einſicht 
oder praktiſche Kunſtgriffe, Cebensgrundſätze oder Standes- 
ſitten, „was in dem Leben des dermaligen Lehrerſtandes einen 
weſentlichen Beſtandteil bildete.“ ?) 

Erſt durch die geordnete Vorbildung in den Seminarien 
ſei ein Schulſtand für die deutſche Volksbildung mit geſundem 
originalem Gepräge möglich geworden. Dörpfeld wünſcht 
einen „korporationsartigen Huſammenſchluß“ der Lehrer, aber 
keine „autonome Korporation“, ſondern eine folche, die denen, 
von welchen ſie unterhalten wird, verantwortlich und in die 
Organiſation der betreffenden Gemeinſchaft eingeordnet ſei. 

Aus dieſer Auffaſſung erklärt es ſich, daß Dörpfeld in 
ſeiner Schulgemeinde-Ordnung wohl eine Vertretung des 
Lehrerſtandes, aber keine Vertretung der Lehrerorganiſation 
vorſieht. (Fortſetzung folgt.) 


Grefeke und Verordnungen. 


Geldſtrafen für Schulverſäumniſſe. Erl. d. preuß. Min. f. W., 
U. u. Volksbildung vom 7. April 1950 — U. III. D. 1711/29 I —. 

Durch $ 2 Abſ. 1 und 2 in Verbindung mit $ 10 des Polizei⸗ 
koſtengeſetzes vom 2. Auguſt 1929 wird die Sonderbeſtimmung des 
§ 8 (2) des Schulpflichtgeſetzes vom 15. Dezember 1927, wonach die 

21) VIII, 220 ff. 

22) VIII, 232. 

28) VIII, 258. 
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durch Strafverfügung endgültig feſtgeſetzten Geldſtrafen für Schul« 
verſäumniſſe dem beteiligten Schulverbande zufließen, mit Wirkung 
vom 1. April 1950 aufgehobn. Dieſe Geldſtrafen fallen künftig der⸗ 
jenigen örtlichen Polizeiverwaltung zu, die für die Feſtſetzung der 
Geldſtrafen zuſtändig iſt. 


Geſundheitliche Schädigung der Schüler durch das Tragen zu 
vieler Schulbücher. Bek. d. preuß. Min. f. W., K. u. Volksbildung 
vom 9. April 1950 — U II 15 708/50. (Perf. d. Prov. Schulkoll. 
Münſter vom 31. März 19530.) ̃ 

Aus dem Wortlaut: . .. Wenn ſich auch in den meiſten Fällen 
herausgeſtellt hat, daß von der Schule alles getan iſt, die Belaſtung 
herabzumindern, weiſen wir doch ... nochmals allgemein und ausdrück⸗ 
lich auf die möglichen gefundheitlichen Gefahren hin.... Es empfiehlt 
ſich, daß die Fachlehrer den Schülern genaue Anweiſungen über die 
in den einzelnen Stunden gebrauchten Bücher geben und daß durch 
Umfrage die tägliche Bücherlaſt feſtgeſtellt wird. Für die Tage, an 
denen die Bücherlaſt beſonders groß zu werden droht, iſt eine Ver⸗ 
einbarung der Fachlehrer auf das Mindeſtmaß der erforderlichen 
Bücher zu treffen. ö N 

Bei dieſer Gelegenheit weiſen wir erneut darauf hin, daß die 
Anſchaffung nicht amtlich eingeführter Lehrbücher von den Schülern 
nicht gefordert oder auch nur empfohlen werden darf. 


Neuwahl der Schulvorſtände. — Min.⸗Erl. v. 18. Dez. 1929. — 
Bei der infolge Auflöſung einer Gemeindevertretung oder Stadt- 
verordnetenverſammlung notwendigen Neubildung des Schulvor« 
ſtande oder der Schuldeputation find die gemäß § 50 Abſ. 6 V. h. S. 
aufgeführten Lehrer und Lehrerinnen nicht neu zu wählen. 


Keine Anſtellung von Lehrern im Kirchendienft. — Min.⸗Erl. 
vom 25. Januar 1950. — Lehrer, die nicht Inhaber eines ver« 
einigten Schule und Hirchenamts find, dürfen nur gegen Privat- 
dienſtvertrag beſchäftigt werden. Die Genehmigung zur nebenamt⸗ 
lichen Anſtellung iſt zu verſagen. 


Enlfcheidungen. 


Taubſtummenlehrer unterſtehen dem Difziplinarverfahren für 
Kommunalbeamte. Urt. d. OD Ger. vom 22. Febr. 1929 — 0. 46. 26. 

Nach 8 9 II, 12 des AR. ſtehen alle öffentlichen Schul⸗ und 
Erziehungsanſtalten unter der Aufſicht des Staates. Schon hieraus 
hat man in Schriften und Praxis gefolgert, daß alle Lehrer an 
öffentlichen Schulen wahre, unmittelbare Staatsbeamte ſind. Nach⸗ 
dem Art. 25 der früheren preußiſchen Verf. dies geſetzlich dahin an⸗ 
erkannt hatte, daß die öffentlichen „Lehrer die Rechte und Pflichten 
der Staatsdiener“ haben, hat ſich dieſe Praxis noch verſchärft, und es 
ſind deshalb beiſpielsweiſe auch die Lehrer an ſtädtiſchen Fach⸗ und 
Fortbildungsſchulen zum mindeſten diſziplinariſch ſtändig nicht als 
Kommunalbeamte im Sinne des Kommunalbeamtengeſetzes behandelt 
worden (vgl. von Dultzig, Diſziplinargeſetz S. 141 ff.). Durch die 
Aufhebung der früheren preuß. Verf. durch Artikel 81 der neuen 
preußiſchen Verf. hat ſich darin nichts geändert; denn auch früher 
galt der Art. 25 der alten preuß. Verf. nicht unmittelbar; als hiſto⸗ 
riſcher Beleg für die Auffaſſung und Honſtruktion des preuß iſchen 
Staatsrechts bleibt er aber nach wie vor beweiſend. Jedenfalls 
werden noch jetzt ſtändig die Lehrer nicht nur an den öffentlichen 
Volksſchulen, über deren Rechtsſtellung noch beſondere Geſetze be⸗ 
ſtehen, ſondern auch die Lehrer an den höheren allgemeinen, an den 
mittleren, an den Fortbildungs⸗ und Fachſchulen der Gemeinden 
jedenfalls diſziplinariſch dem Staatsminiſterium und dem preuß iſchen 
Difziplinarkof unterſtellt, obwohl ihre Eigenſchaft als Kommunal- 
beamte ſonſt letzthin im Widerſpruche zu der Rechtſprechung des 
OG. vom Reichsgerichte mehrfach anerkannt worden if, Käme 
es darauf an, ſo müßte übrigens der erkennende Senat auch inſoweit 
an der bisherigen gegenteiligen Rechtſprechung des OG. feſthalten. 

Lehrer an „öffentlichen“ Schul-, Unterrichts- und Erziehungs⸗ 
anſtalten in dem erörterten Sinne ſind aber die Taubſtummenlehrer 
niemals geweſen. Die Unterrichtskurſe für Taubſtumme ſind über⸗ 
haupt anfänglich nirgends in eigenen Anſtalten erteilt worden, ſon⸗ 
dern waren eine freiwillige Untereinrichtung der von den Landes- 
kommunalverbänden unterhaltenen Taubſtummenanſtalten, ebenſo 
wie die Spezialunterrichtskurſe an den Blindenanſtalten. Sie waren 
in keiner Weiſe „öffentlich“, nicht allen Taubſtummen zugänglich, 
ſondern nur denjenigen, welche der Landeskommunalverband in ſie 
freiwillig aufnahm. Er konnte jeden abweiſen; denn ein Beſchu⸗ 
lungszwang beſtand damals nicht. Demgemäß ſtanden die Lehrer an 
dieſen Nurſen dienſtrechtlich nicht anders als die übrigen Beamten 


des Provinzial⸗ bzw. Landeskommunalverbandes an derſelben Pro— 
vinzialanſtalt. Demgemäß ſind ſie beiſpielsweiſe in der Rheinprovinz 
nach einer Auskunft des Preuß. Miniſteriums des Innern den 
allgemeinen Reglements der Provinzialbeamten unterſtellt und ge⸗ 
mäß dieſen — ſpäter auch mit Anſtellungsurkunde nach dem Kom- 
munalbeamtengeſetz — angeſtellt, entlaſſen und in den Ruheſtand 
verſetzt und vom Vorſteher des Verbandes (zumeiſt Landeshaupt⸗ 
mann) difziplinarifch beſtraft worden, nicht von der Schulabteilung 
der Regierung, von dem Provinzialſchulkollegium oder dem Regie⸗ 
rungspräſidenten, wie die anderen „öffentlichen“ Lehrer. Ebenſo iſt 
nach den von demſelben Miniſterium überſandten und hier einge⸗ 
ſehenen Vorgängen in der Rheinprovinz vor 1911 die Penſionierung 
des Taubſtummenlehrers K. nach den geſetzlichen Vorſchriften für 
Provinzialbeamte erfolgt und von allen angerufenen Gerichts inſtan⸗ 
zen bis hinauf zum Reichsgericht (Urteil vom 50. März 1906) ge⸗ 
billigt worden. 

An dieſer Rechtslage iſt durch das Geſetz vom 7. Auguſt 1911 
(GS. S. 168) über die Beſchulung blinder und taubſtummer Kinder 
nichts geändert. Allerdings iſt durch dieſes eine beſchränkte Schul⸗ 
pflicht für ſolche Kinder und ein entſprechender Beſchulungszwang 
eingeführt worden (SS 1 und 6 a. a. O.). Aber abgeſehen davon, daß 
die Schulpflicht und der Beſchulungszwang ſehr beſchränkt ſind und 
ſchon darum die Unterrichtskurſe nicht zu öffentlichen machen können, 
hat das Geſetz an dem hiſtoriſch gewordenen Charakter der Kurſe als 
eines Zweiges der provinziellen Taubſtummen⸗ und Blindenanſtalten 
nichts geändert. Es ſetzt ſolche Kurſe vielmehr im ganzen Umfange 
voraus und verpflichtet deshalb die Kinder nur, „den in den An- 
ſtalten für blinde und taubſtumme Kinder eingerichteten Unterricht 
zu beſuchen“. Demgemäß unterſtellt das Geſetz auch weder die Unter⸗ 
bringung noch die Belaſſung des Kindes in der Anſtalt der Schul» 
abteilung der Regierungen, ſondern den Kommunalverbänden und 
deren Aufſichtsinſtanzen (FS 6 und 9 a. a. O. letzter Abſ.), und die 
„erforderlichen“ „Reglements“ über die Ausführung des ganzen Ge⸗ 
ſetzes, alſo evtl. auch über die Stellung der Lehrer, ſind nach § 120 
der öſtlichen Provinzialordnung zu erlaſſen. Entſprechend galt es, 
wie ebenfalls aus den überfandten Miniſterialakten zu entnehmen 
war, niemals als Aufgabe der Schulabteilung, die Unterrichtskurſe 
zu revidieren, ſondern als das Recht und die Pflicht des Landes- 
hauptmanns und feiner Beamten, evtl. ſogar des Provinzialaus⸗ 
ſchuſſes. Ebenſo ſteht das Reviſions⸗ und Aufſichtsrecht nach § 116 
der öſtlichen Provinzialordnung wie bei allen Provinzialanftalten dem 
Oberpräſidenten als ſolchem, nicht etwa als Vorſitzenden des Pro⸗ 
vinzialſchulkollegiums zu; dieſer kann natürlich einen Schulrat oder 
Provinzialſchulrat beauftragen oder zuziehen, aber von ſich aus iſt 
weder der eine noch der andere dazu befugt. Die Mitwirkung der 
Schulabteilung iſt planmäßig auch noch in dem Geſetz vom 7. Auguſt 
191 ſtreng auf die Feſtſtellung der Schulpflicht beſchränkt. 


Immerhin behandelt das Geſetz von 191t die Beſchulung der 
blinden Kinder noch als Teil des Unterrichts und der Erziehung, 
wenn auch nicht der allgemeinen öffentlichen; wenigſtens war dies 
die Anſicht des OG. und auch des Bundesamts für das Heimat« 
weſen. Nachdem nunmehr, wie in dem Urteil des Bundesamts für 
das Neimatweſen vom 26. Juni 1926 (Entſch. Bund A. 64, 88) ein⸗ 
gehend und überzeugend dargelegt iſt, ſich auch das geändert hat 
und der Blinden⸗ und Taubſtummenunterricht überhaupt nicht mehr 
zum Unterrichts und Erziehungsweſen der Kinder, ſondern zur er⸗ 
weiterten Armenpflege auch gegenüber Erwachſenen bzw., wie ſie 
jetzt beißt, zur öffentlichen „Fürſorge“ gehört, find die letzten Be⸗ 
denken geſchwunden, und es iſt kein Grund erſichtlich, die ſolchen 
Unterricht erteilenden Beamten des Landeskommunalverbandes an⸗ 
ders zu behandeln als deſſen übrige Beamte in der öffentlichen Für⸗ 
ſorge. Demgemäß iſt auch für ſolche Beamte und ſolche Anſtalten 
in der Miniſterialinſtanz jetzt nach feſtſtehender Praxis neben dem 
Miniſterium des Innern als Aufſichtsbehörde der Landeskommunal⸗ 
verbände nicht zuſtändig das Unterrichtsminiſterium, ſondern das 
Miniſterium für Volkswohlfahrt als Aufſichtsbehörde des Fürſorge⸗ 
weſens. Es kann auch keinen rechtlichen Unterſchied machen, daß in 
Berlin die Unterrichtskurſe verſelbſtändigt und in einer eigenen 
beſonderen Anſtalt vereinigt ſind. Es ſteht dem im vorliegenden 
Falle auch nicht entgegen, daß die Angelegenheit der Berliner Taub⸗ 
ſtummenſchule anfänglich und noch zur Zeit der Anſtellung des Klä⸗ 
gers von der ſtädtiſchen Schuldeputation bearbeitet wurden. Dieſe 
Dezernatsverteilung im Magiſtrat iſt ohne jeden rechtlichen Einfluß. 
Zudem iſt dieſe Dezernatsverteilung jetzt geändert und die Ange⸗ 
legenheiten werden jetzt richtiger bearbeitet von der alten „Wohl⸗ 
fahrtsdeputation“, jetzt „Landeswohlfahrts- und Jugendamt Ber⸗ 
lin“, und zwar der „Abteilung Allgemeine Wohlfahrt Taubſtummen⸗ 
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pflege“, kürzer auch „Ausſchuß für Taubſtummenweſen“ genannt. 
Das Provinzialſchulkollegium wird auch vom Überpräfidenten nur 
noch gutachtlich gehört. i 

Nach alledem war die Suſtändigkeit des Überbürgermeiiters 
und des Gberpräſidenten zur Verhängung und Beſtätigung von 
Strafen gegeben, nicht diejenige der Inſtanzen für öffentliche 
Lehrer. i 


Grenzen für Betätigung der den Beamten gewährleiſteten Frei- 
heit der politiſchen Geſinnung. Urt. d. ODE. vom 7. Auguſt 1929 
— D. U. 64. 29 —. 

Der Angeſchuldigte, der an der Fahnenweihe des Pioniervereins 
R. als Vertreter des Pioniervereins B. teilnahm und für ihn 
überraſchend ſowie unvorbereitet zur Ueberreichung des von ſeinem 
Vereine geſtifteten Fahnennagels an den feſtgebenden Verein auf⸗ 
gefordert wurde, iſt nicht als überführt anzuſehen, durch das ledig⸗ 
lich nach dem Gedächtnis dem von Max von Schenkendorff im Jahre 
1814 gedichteten „Erneuten Schwur“ entnommene und bei der 
Ueberreichung des Fahnennagels gebrauchte Sitat: „Wir wollen den 
Eid nicht brechen und Buben werden gleich, wir wollen reden und 
ſprechen von Kaifer und Reich,“ mit Bewußtſein und Abſicht vor» 
ſätzlich Beſtrebungen der im § 2 Abſ. 2 des Diſziplinar-Geſ. bezeichne⸗ 
ten Art gefördert oder unterſtützt zu haben. Die Angabe des Angeſch., 
er habe nicht im entfernteſten bezweckt, mit dem ihm zur Laſt ge⸗ 


legten Sitat Dertreter des jetzigen Staates zu kränken oder unter 


Verherrlichung der monarchiſchen Staatsform auf die derzeitigen po⸗ 
litiſchen Derhältniffe anzuſpielen, habe vielmehr unter dem Ein— 
drucke der voraufgegangenen, hervorragenden und der großen 
deutſchen Vergangenheit ehrend gedenkenden Rede des Geiſtlichen 
nur im Sinne gehabt, die Mitglieder des Pioniervereins auf die 
Hoc und Heilighaltung ihrer neugeweihten Fahne hinzuweiſen, iſt 
nicht nur nicht widerlegt, ſondern findet in den eidlichen Ausſagen 
der in der Vorunterſuchung vernommenen Zeugen eine unmittelbare 
Stütze, die noch dadurch verſtärkt wird, daß ſelbſt die Zeugen, welche 
an dem Verhalten des Angeſch. Anſtoß genommen haben, nach ihren 
eidlichen Bekundungen nicht den Eindruck hatten, daß der Angeſch. 
ſich der Tragweite der von ihm improviſiert und ohne Ueberlegung 
hingeſprochenen Worte klar geweſen iſt. Nach den ganzen Um- 
ſtänden des Falles iſt daher die Behauptung des Vertreters der 
Staatsanwaltſchaft durch nichts belegt, daß der Angeſch. durch ſeine 
Anſprache ein feierliches, öffentliches Bekenntnis zum früheren 
deutſchen Kaifer und zur Monarchie habe ablegen, für dieſen Ge— 
danken feierlich ſowie öffentlich habe werben und diejenigen habe 
öffentlich beſchimpfen wollen, welche zur Deutſchen Republik ſtehen. 
Bieran wird auch daran nichts geändert, daß der Angeſch. an ſich 
nach ſeiner ganzen politiſchen Einſtellung die Monarchie als die für 
Deutſchland beſſere Staatsform anſehen mag, was ihm bei der den 
Beamten durch die Reichsverfaſſung ausdrücklich zugeſprochenen 
„Freiheit der politiſchen Geſinnung“ nicht verwehrt werden kann. 
Fehlte ſonach das ſubjektive Moment des Vorſatzes, das zur Der» 
wirklichung des durch 8 2 Abſ. 2 des Diſziplinar⸗Geſ. beſonders 
unter Strafe geſtellten Dienſtvergehens die Vorausſetzung bildet, fo 
folgte daraus noch nicht, daß damit gleichzeitig die Straffälliakeit 
des Angeſch. entfiele. In dem Urteil des Gerichtshofs vom 26. Sep⸗ 
tember 1921 (E. 77. S. 512) iſt unzweideutig ausgeſprochen, daß die 
unmittelbaren und mittelbaren Staatsbeamten, da das Staats» 
dienſtverhältnis die geſamte Lebensführung und die geſamte Per— 
ſönlichkeit des Beamten ergreift und der Beamte ſich dauernd inner— 
halb des Beamtenverhältniſſes bewegt, ſich mit ihrem Verhalten, 
namentlich auch mit ihrem politiſchen Verhalten, in und außer dem 
Amte nicht in Gegenſatz zu ihren Amtspflichten ſetzen dürfen. Dort 
tft auch aus der Entſtehungsgeſchichte der Reichsverfaſſung nach⸗ 
gewieſen, daß die Beamten an den durch Art. 118, 150 a. a. O. ge⸗ 
regelten Grundrechten nur in den durch das Diſziplinar⸗Geſ. ge⸗ 
zogenen Schranken teilnehmen. Hieraus ergibt ſich ohne weiteres 
die Fehlſamkeit der in der Entſcheidung der Dorinftanz zum Aus- 
drucke gebrachten Anſicht, ein Beamter vergehe ſich gegen das den 
Staatsbürger und deshalb auch den Beamten durch die Reichsver— 
faſſung gewährleiſtete Recht der freien Meinungsäußerung erſt, wenn 
er politiſche Anſchauungen in einer Form vorbringe, mit der er 
gegen $ 2 Abſ. 2 des Diſziplinar⸗Geſ. verſtößt. Entſcheidend iſt 
vielmehr, weil der Angeſch. ſich zwar einer Verfehlung nach Maß⸗ 
gabe des § 2 Abſ. 2 des Diſziplinar⸗Geſ. nicht ſchuldig gemacht hat, 
damit aber noch keineswegs die im S 2 a. a. O. unter Strafe geſtell⸗ 
ten Tatbeſtände erſchöpft ſind, allein, ob ſich der Angeſch. ſonſt im 
Sinne des $ 2 Abſ. 1 vergangen hat. Das war vorliegend im 
Sinne des $ 2 Abſ. 1 Nr. 1 zu bejahen. Selbſt bei dem Fuſtand, 
in welchem der Angeſch. gemäß den Ausſagen der Zeugen nach der 
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voraufgegangenen durchzechten Nacht war, mußte ſich ein Mann in 
ſeiner Stellung und von ſeiner Bildung, auch wenn er eine politiſche 
Anſpielung nicht beabſichtigte und die jetzigen politifchen Fuſtände 
ſowie Perſönlichkeiten nicht den früheren Derhältniffen gegenüber» 
ſtellen wollte, ſagen, daß er angeſichts der für Beamte auch außer- 
dienſtlich gebotenen Zurückhaltung in politiſchen Dingen bei der 
Ueberreichung des Fahnennagels ein Sitat nicht wählen dürfe, 
welches ſchon mit Rüdficht darauf, daß er die Uniform der alten 
Armee bei ſeiner Anſprache trug, als in politiſchem Sinne gemeint 
aufgefaßt werden und, wie dies bei mehreren Seugen geſchehen iſt, 
Anſtoß erregen konnte, zum mindeſten die in dienſtlicher Eigenſchaft 
auf dem Feſte anweſenden Perſönlichkeiten in eine peinliche Lage 
brachte. Indem er dies außer acht ließ und ſich nicht bewußt blieb, 
daß ein Beamter als „Diener der Geſamtheit“ ſich auch außerdienſt— 
lich in der Betätigung der ihm durch die Reichsverfaſſung gewähr— 
leiſteten Freiheit der politiſchen Geſinnung vor allem bei öffent» 
lichen Veranſtaltungen, zumal wenn die Möglichkeit beſteht, daß fie 
in das politiſche Gebiet, gleichgültig welcher Richtung, hinüber⸗ 
ſpielen könnten, weitgehendſter Zurückhaltung zu befleißigen ſowie 
auf die Anſchauungen Andersdenkender Rückſicht zu nehmen hat, 
handelte der Angeſch. grob fahrläſſig und verletzte damit die ihm 
durch ſein Amt auferlegten Pflichten. Er war daher mit einer 
Geldbuße zu beſtrafen. 


Dienſtvergehen durch private Kundgebungen eines Beamten. 
Urt. d. ODE. vom 26. September 1929 — IX. O. 3. 29 —. 

Der Kläger (Bürgermeiſter) hat ſich in den Briefen, deren In» 
halt zu diſziplinarer Beſtrafung geführt hat, einer Reihe von Aeuße— 
rungen ſchuldig gemacht, durch welche die Perſonen, die an der 
Verwaltung und Geſchäftsführung der Republikaniſchen Beſchwerde— 
ſtelle teilhaben, ſich mit Recht gekränkt fühlen konnten. Der Ul. 
wirft der Beſchwerdeſtelle vor, ſie unterhalte Spitzel, ſie ſchütze 
Feiglinge und das landfremde Spitzeltum; er ſpricht von Anrempe— 
lungen eines ſolchen Inſtituts und von der ganzen Minderwertig— 
keit der Art feines Vorgehens; er erklärt, das Gefühl des deutſchen 
Volkes für Anſtand und Sauberkeit werde ſolche Beſchwerdeſtellen 
ablehnen. N 

Diefes Vorgehen des Al. muß als ein Dienſtvergehen angefehen 
werden. Denn der Beamte iſt als ſolcher Diener der Allgemeinheit 
und dadurch zu beſonderer Zurückhaltung verpflichtet. Er hat ſich 
bei feinen Kundgebungen jederzeit diejenige Mäßigung und OGbjek⸗ 
tivität aufzuerlegen, welche das Anſehen ſeines Amtes und ſeiner 
Stellung als ein des allgemeinen Vertrauens würdiges Organ der 
Geſamtheit bedingt. Bei ſeinen Kundgebungen iſt der Beamte 
niemals nur Privatmann; das Amt ergreift feine ganze Perſönlich⸗ 
keit; bei allen feinen Handlungen, nicht nur im Dienſte im engſten 
Wortſinne, muß er ſich ſtets bewußt bleiben, daß das Amt ihn bindet, 
und fi das Maß von Surückbaltung auferlegen, das durch feine 
amtliche Stellung bedingt iſt (Urt. des MDG. vom 3. Juli 1928. 
E. 83, 404 fl.). Damit erledigt ſich die Einwendung des Kl., daß er 
die fraglichen Briefe als Privatmann geſchrieben habe. Der Inhalt 
der Briefe ſelbſt läßt die Mäßigung, Zurückhaltung und Dorſicht 
vermiſſen, die Pflicht des Beamten iſt und die der Beamte ganz 
beſonders dann beobachten muß, wenn er ſich gegen einen Be— 
ſchwerdeführer wenden zu müſſen glaubt. 


Es trifft zu, daß der Ul. die Briefe in der Abwehr geſchrieben 
hat. Deshalb kann jedoch eine Befreiung von der Difziplinarftrafe 
auf Grund des § 193 des StGB. nicht in Frage kommen. Denn 
nach der ſtändigen Rechtſprechung des Gerichtshofs beſeitigt dieſe 
Beſtimmung nur die kriminelle Strafbarkeit einer Beleidigung und 
iſt inn Diſziplinarverfahren wegen feines abweichenden Charakters 
auch analog nicht anwendbar (E. 83, 398 ff.).. Es war dem Ul. 
jedoch als ſtrafmildernd zugute zu rechnen, daß er gereizt und be— 
leidigt war, als er die Briefe ſchrieb, die zu ſeiner Beſtrafung geführt 
haben. 

Dem Ul. ftehen alfo erhebliche Milderungsgründe zur Seite. 
Dazu kommt, daß er ein Kommunalbeamter von einwandfreier 
Dienſtführung iſt und ſich um die Stadt verdient gemacht hat. Bei 
Würdigung ſeiner Geſamtperſönlichkeit war ferner zu beachten, daß 
er ſich in kritiſcher Lage Verdienſte um das Deutſchtum in der 
Provinz erworben hat. Der Senat hielt daher wegen der diſzipli⸗ 
nariſch ſtrafbaren, beleidigenden Aeußerungen die geringſte Difzi- 
plinarſtrafe, eine Warnung, für ausreichend, aber als Sühne auch 
für geboten. 

Die Untergebenen ſind nicht berechtigt, die Arbeit mit dem eines 
Diſziplinarvergehens bezichtigten Vorgeſetzten abzulehnen. Urt. d. 
ODE. vom 1. Mai 1929 — D. U. 34. 27 —. 
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Die höchſten Diſziplinarbehörden haben übereinſtimmend ftets 
Beamte beſtraft, die planmäßig angeblich belaſtendes Material gegen 
ihren Vorgeſetzten ſammelten und über ihn Bücher oder Liſten 
fübrten. Ebenſo unzuläſſig war es natürlich, wenn der Ober⸗ 
ſtadtſekretär im Auftrage der Beamtenſchaft dem jetzt angeſchuldigten 
Bürgermeiſter mitgeteilt hat, die Beamten müßten die Arbeit mit 
ibm „ablehnen“, bis er ſich von den gegen ihn erhobenen Vorwürfen 
„gereinigt“ hätte. dem Untergebenen ſteht ein ſolches Urteil 
gegenüber feinem Vorgeſetzten überhaupt nicht zu. Für ihn bleibt 
der einzige Weg in ſolchen Fällen die Anzeige an die Vorgeſetzten 
feines Vorgeſetzten, nach ſebr ſorgfältiger Nachprüfung und in 
achtungsvoller Form; Beamte, die ſich hartnäckig weigerten, Be⸗ 
feble eines Vorgeſetzten entgegenzunehmen und unter ihm Dienſt zu 
tun, weil ſie angaben, ihm keine Achtung mehr entgegenbringen zu 
können, hat der Senat aus dem Dienſte entfernt. 

Ebenſo wenig aber ſteht den Mitgliedern von ſtädtiſchen 
Körperfchaften ein ſolches Urteil über den Magiſtratsdirigenten zu. 
Auch dieſe haben die Entſcheidung über erhobene Anſchuldigungen 
ganz den Vorgeſetzten des Dirigenten zu überlaſſen. Es war des⸗ 
halb ſchon unzuläſſig, wenn Magiſtratsmitglieder Zeugen über die 
gegen den Bürgermeiſter laut gewordenen Anſchuldigungen ver⸗ 
nahmen; auch die Vorermittlungen für ein Diſziplinarverfahren 
bat nur der Dienſtvorgeſetzt? anzuſtellen; die Magiſtratsmitglieder 
ſtehen aber zu dem Dirigenten nicht im Vorgeſetztenverhältniſſe, 
ſondern das Umgekehrte trifft zu. Ganz unzuläſſig war es ferner, 
wenn die Magiſtratsmitglieder danach die Arbeit mit dem Ange⸗ 
ſchuldigten einſtellten, bis er ſich „gereinigt“ habe. Ganz abgeſehen 
davon, daß ſelbſt die Vorgeſetzten derartiges im Diſziplinarver⸗ 
fahren nicht verlangen können, weil kein Beſchuldigter ſich zu 


„reinigen“ hat, ſondern umgekehrt erwarten kann, daß ihm der 


Beweis geliefert wird, ganz abgeſehen ferner davon, daß die Magi⸗ 
ſtratsmitglieder dieſes Verlangen noch aufredterbielten, als das 
von ihnen ſelbſt anfangs gewünſchte „Urteil“ des Staatsanwalts 
dahin ausgefallen war, es liege keinesfalls das vermutete Der» 
brechen vor — ganz abgeſehen von alledem entſcheiden auch über 
die vorläufige Ausſchließung eines Angeſchuldigten vom Amte — 
und darauf läuft, wie gerade der vorliegende Fall zeigt, der Be⸗ 
ſchluß auf Einſtellung der Mitarbeit hinaus — nur ſeine Dienſt⸗ 
vorgeſetzten, wie dieſe auch allein über ſeine Eignung zum Amte 
zu befinden haben. Entſprechend hat deshalb der Senat Mitglieder 
eines Kreisausſchuſſes vom Amte entfernt, die glaubten, einen ihnen 
geſandten, kommiſſariſchen Landrat nicht für geeignet halten zu 
müſſen, und feinen Ladungen zu Sitzungen wie dier hartnäckig keine 
Folge leiſteten (val. E. des ODE. 79 S. 440 f.). 

Dasſelbe trifft auf den Stadtverordnetenvorſteber und die Stadt- 
verordneten zu, welche ſich dem Vorgehen des Magiſtrats nachträg⸗ 
lich anſchloſſen. Der Regierungspräſident hätte deshalb, ſolange er 
den Angeſchuldigten nicht ſuspendierte — wozu, wie er wohl zu⸗ 
treffend angenommen hat, die Bezichtigungen keinen hinreichenden 
Anlaß boten —, den Bitten des Angeſchuldigten um Wiederher⸗ 
ſtellung ſeiner Autorität entſprechen ſollen. 

Jedenfalls können die Zeugen, die ſich an dieſen unzuläſſigen 
Maßnahmen jo hervorragend beteiligt haben, nicht als unvorein⸗ 
genommen erachtet werden. 


Wahrung der Berufungsfriſt — Beſchluß des Diſzipl.⸗Hofs vom 

21. Oktober 1929 — D 51/29. — Der rechtzeitige Einwurf der Be⸗ 
rufungsſchrift in den Briefkaſten der Regierung genügt auch noch 
nach Schluß der Dienſtſtunden zur Wahrung der Friſt, weil ſonſt 
die verſchiedene Lage der Geſchäftsſtunden die einheitlich feſtgelegte 
Berufungsfriſt zu verſchiedenen Zeitpunkten beenden würde und 
zudem ein der Oeffentlichkeit zugänglichen Briefkaſten die Annahme 
5 daß die dort eingeworfenen Zuſchriften als in den Ge⸗ 
wahrſam der Behörde gelangt, angeſehen werden ſollen. 


Verſchiedenes. 


Sur Reform des Diſziplinarrechts hat der Aus ſchuß des 
Deutſchen Anwaltvereins für öffentliches Recht 
unter Suſtimmung des Vorſtandes des Deutſchen Anwaltvereins 
folgende Beſchlüſſe gefaßt: 

„Schleunige Reform des Diſziplinarverfahrens der Beamten in 
Reich und Ländern. Die Reform ſoll ſich in der Richtung bewegen: 

1. Der Diſziplinarprozeß iſt umzugeſtalten nach ven Grundſätzen 
des modernen bürgerlichen Strafprozeſſes: der Oeffentlichkeit, Münd⸗ 
lichkeit, Unmittelbarkeit. 
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2. Die heutige Vorunterſuchung des Diſziplinarprozeſſe wird 
erſetzt durch diejenige des bürgerlichen Strafprozeſſes. Das Schwer⸗ 
gewicht des Diſziplinarprozeſſes muß ebenſo wie beim bürgerlichen 
Strafprozeß in der Hauptverhandlung liegen. 

5. In allen Fällen, in denen das Difziplinarverfabren gegen den 
Beamten mit dem Siele der Dienſtentlaſſung eingeleitet wird, iſt die 
Verteidigung des Beamten eine notwendige. 

4 Das Diſziplinargericht iſt an die Feſtſtellungen des bürger⸗ 
lichen Strafrichters nicht gebunden. 

5. Im Falle der Dienftentlaffung ſollen die Rechte der Binter⸗ 
bliebenen grundſätzlich nicht betroffen werden. 

6. Die Forderung der Reichsverfaſſung nach Wiederaufnahme 
des Verfahrens iſt zu verwirklichen (Art. 129 Abſ. 3). 

7. Die Beſchleunigung der Diſziplinarprozeſſe iſt angeſichts ihrer 
erfahrungsmäßig übertrieben langen Dauer dringend erforderlich. 

8. Wird mit der Reform im Reich nicht ſofort begonnen, ſo 
haben die Länder, ſoweit noch nicht geſchehen, ihrerſeits die Ent⸗ 
wicklung geſetzgeberiſch zu fördern.“ ; 


Reichsgerichtsentfcheidungen in kurzen Auszügen. (Heraus⸗ 
gegeben vom Deutſchen Kichterbund, München 1950, J. Schweitzer: 
Verlag [Arthur Sellier], Preis 2 M.) — Das eben erjchienene 
125. Bändchen der Sammlung, das dem gleichen Bande der amtlichen 
Sammlung (Sivilſachen) entſpricht, enthält eine Anzahl wichtiger 
Entſcheidungen zum Beamtenrecht. Wir weiſen gern auf die Neu⸗ 
erſcheinung hin. N 


Die preußiſchen Richtlinien für die Vernehmung von Kindern 
und Jugendlichen in Strafſachen gegen Lehrer finden in 
der Juriſtiſchen Rundſchau der „Deutſchen Juriſten⸗Seitung“ 1950, 
Heft 10 (durch Rechtsanwalt Hachenburg) folgende Beurteilung: 

„Der Amtl. Preuß. Preſſedienſt berichtet über einen Erlaß des 
Preuß. Kultusminiſters. Darin ſind Richtlinien für die Dernebinung 
von Jugendlichen und Kindern in Strafſachen gegen Lehrer aufge⸗ 
ſtellt. „Mehr als der Laie ahnt, liegt hier die Gefahr vor, daß das 
ſchließliche Ergebnis der Vernehmung kein objektives Bild des Tat⸗ 
beſtandes, ſondern nur das ſubjektive Bild des oft leicht beeinfluß⸗ 
baren Kindes iſt oder die Anſicht des vernehmenden Beamten 
wiedergibt.“ Wer jemals einen ſolchen Fall der Anklage gegen Lehrer 
oder Geiſtliche, wie überhaupt irgendeinen Fall, bei dem Kinder- 
ausſagen eine Rolle ſpielten, erlebt hat, wird dies beſtätigen. Jeder 
erfahrene Kriminaliſt, Staatsanwalt, Richter oder Verteidiger weiß, 
wie ungeheuer ſchwer es iſt, die Wirklichkeit von der Phantaſie zu 
trennen. Die Gefahr eines Fehlurteils liegt außerordentlich nahe. 
Daher iſt es zweifellos geboten, hier beſondere Vorſicht walten zu 
laſſen. Darum ſoll auch die Vernehmung von Kindern und Jugend⸗ 
lichen in der Regel in die Hand der Schulverwaltungsbeamten gelegt 
werden. In der Niederſchrift von Kinderausfagen find die Dor- 
gänge möglichſt wörtlich fo zu ſchreiben, wie es die Kinder ſelbſt 
getan haben. Die Ueberſetzung in die Sprache des Erwachſenen iſt 
zu vermeiden. Daher ſoll auch bei unaufſchiebbaren Vernehmungen 
nach Möglichkeit ſtets der Schulverwaltungsbeamte zugezogen werden. 
Man geht alſo dabei davon aus, daß der Schulmann ſelbſt die zur 
Kindervernehmung erforderliche pſychologiſche Vorbildung beſitzt. 
Ob dies wirklich zutrifft, wird nicht immer ſicher ſein. Jedenfalls 
wird es ihm, der das Kind kennt, leichter gelingen, den richtigen 
Weg zur Aufdeckung der Wahrbeit zu finden, wenn er in erſter 
Linie Pädagoge ſein wird.“ 


Aus Zeitſchriften. Wahl von Mitgliedern der Sen 
und Schulvorſtände durch Zuruf möglich? (Armbruſter.) Preuß. 
Volksſchularchiv Bd. 27, J. 4. — Gutsbezirksauflöſung und Schul⸗ 
verhältniſſe. Gütterotl.) Ebenda. — Verteilung der Schulunter⸗ 
baltungslaſten in Geſamtſchulverbänden nach dem Steuerſoll. (Arm⸗ 
bruſter.) Ebenda. — Gaſtſchulbeiträge für die ſtädt. höheren und 
mittleren Schulen. (Standke.) Die Landgemeinde 1950, 9. 
Privateigentum und öffentliche Sweckbeſtimmung bei Trennung ver⸗ 
einigter Kirchen⸗ und Schulämter in Preußen. (Schulte.) Jur. 
Wochenſchrift 1950 (59. Ig.), 14. — Um das Uirchſchullehn. Sächſ. 
Schulztg. 1950, 15. — Ein Beitrag zur Frage der Unterhaltung der 
höheren Lehranſtalten in den kreisangehörigen Städten Preußens. 
(Dr. Dr. Günther.) Dtſch. Philologenblatt 1930, 21. — Der Schutz 
der Kinder und Jugendlichen im ausgehilfengeſetz. Sächſ. Schul⸗ 
zeitung 1950, 18. — Sur Frage des Erwerbs der Beamteneigen⸗ 
ſchaft. (Köttgen.) Archiv des öffentlichen Rechts 1950 (18. Bd.), 
2. — die fehlerhafte Beamtenanſtellung. (Schack.) Beamten⸗Jahr⸗ 
buch 1930 (17. Ig.), 4 N f r 
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